
Beträge unter der Voraussetzung, dass Beweise für die von ihren 
Tochtergesellschaften in einem anderen Mitgliedstaat als dem 
Sitzstaat der Muttergesellschaft abgeführten Steuern vorgelegt 
werden — Beachtung der Grundsätze der Äquivalenz und der 
Effektivität 

Tenor 

1. Die Art. 49 AEUV und 63 AEUV stehen die Vermeidung einer 
wirtschaftlichen Doppelbesteuerung von Dividenden bezweckenden 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats wie den im Ausgangsver­
fahren fraglichen entgegen, wonach eine Muttergesellschaft auf den 
Steuervorabzug, den sie bei der Weiterverteilung der von ihren 
Tochtergesellschaften ausgeschütteten Dividenden an ihre Anteils­
eigner zu entrichten hat, die Steuergutschrift anrechnen kann, die 
mit der Ausschüttung dieser Dividenden verbunden ist, sofern diese 
von einer in diesem Mitgliedstaat ansässigen Tochtergesellschaft 
stammen, wonach dieses Recht jedoch nicht besteht, wenn diese 
Dividenden von einer in einem anderen Mitgliedstaat ansässigen 
Tochtergesellschaft stammen, da diese Rechtsvorschriften in diesem 
Fall nicht zur Erteilung einer mit der Ausschüttung dieser Divi­
denden durch diese Tochtergesellschaft verbundenen Steuergutschrift 
berechtigen. 

2. Führt eine nationale Steuerregelung wie die im Ausgangsverfahren 
fragliche als solche nicht dazu, dass der Steuerschuldner die von 
ihm ohne rechtlichen Grund entrichtete Steuer auf einen Dritten 
abwälzt, so verwehrt es das Unionsrecht dem betreffenden Mit­
gliedstaat, die Erstattung der von der Muttergesellschaft gezahlten 
Beträge mit der Begründung abzulehnen, dass entweder diese Er­
stattung zu einer ungerechtfertigten Bereicherung der Muttergesell­
schaft führen würde oder dass der von dieser abgeführte Betrag für 
sie keine buchhalterische oder steuerliche Belastung darstelle, son­
dern auf die Gesamtheit der für die Weiterverteilung an ihre 
Anteilseigner in Betracht kommenden Beträge angerechnet werde. 

3. Nach den Grundsätzen der Äquivalenz und der Effektivität ist es 
nicht unzulässig, dass die Erstattung der Beträge an eine Mutter­
gesellschaft, die sicherstellen soll, dass die von deren in Frankreich 
ansässigen Tochtergesellschaften ausgeschütteten Dividenden und 
die von ihren in anderen Mitgliedstaaten ansässigen Tochtergesell­
schaften ausgeschütteten Dividenden, die jeweils von der Mutter­
gesellschaft weiterverteilt werden, steuerlich gleichbehandelt werden, 
davon abhängig gemacht wird, dass der Steuerschuldner die An­
gaben macht, über die nur er verfügt und die sich hinsichtlich jeder 
streitigen Dividende insbesondere auf den tatsächlich angewandten 
Steuersatz und auf den Steuerbetrag beziehen, der tatsächlich auf 
die von den in anderen Mitgliedstaaten ansässigen Tochtergesell­
schaften des Steuerschuldners erwirtschafteten Gewinne entrichtet 
wurde, während für in Frankreich ansässige Tochtergesellschaften 
solche Angaben, die der Verwaltung bekannt sind, nicht verlangt 
werden. Die Vorlage der genannten Angaben kann jedoch nur 
verlangt werden, sofern es sich, insbesondere unter Berücksichti­
gung der Rechtsvorschriften der genannten Mitgliedstaaten über 
die Vermeidung der Doppelbesteuerung und die Eintragung der 
zu zahlenden Körperschaftsteuer sowie die Aufbewahrung von Ver­
waltungsunterlagen, nicht als praktisch unmöglich oder als zu 
schwierig erweist, den Nachweis der Zahlung der Steuer durch 
die in den anderen Mitgliedstaaten ansässigen Tochtergesellschaf­
ten zu erbringen. Es ist Sache des vorlegenden Gerichts, zu prüfen, 
ob diese Voraussetzungen im Ausgangsverfahren erfüllt sind. 

( 1 ) ABl. C 233 vom 26.9.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 15. 
September 2011 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Bezirksgerichts Linz — Österreich) — Strafverfahren 

gegen Jochen Dickinger, Franz Ömer 

(Rechtssache C-347/09) ( 1 ) 

(Freier Dienstleistungsverkehr — Niederlassungsfreiheit — 
Nationale Regelung, die ein Betriebsmonopol für Internet-Ka­
sinospiele vorsieht — Zulässigkeitsvoraussetzungen — Ex­
pansionistische Geschäftspolitik — In anderen Mitgliedstaa­
ten durchgeführte Kontrollen der Glücksspielanbieter — Ver­
gabe des Monopols an eine privatrechtliche Gesellschaft — 
Möglichkeit der Erlangung des Monopols nur für Kapitalge­
sellschaften mit Sitz im Inland — An den Inhaber des Mono­
pols gerichtetes Verbot, außerhalb des Sitzmitgliedstaats einen 

Filialbetrieb zu errichten) 

(2011/C 319/04) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bezirksgericht Linz 

Beteiligte des Ausgangsverfahrens 

Jochen Dickinger, Franz Ömer 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Bezirksgericht Linz — Aus­
legung der Art. 43 und 49 EG — Nationale Regelung, die es 
unter Strafdrohung verbietet, Glücksspiele zu betreiben, ohne 
über eine von der zuständigen Behörde erteilte Konzession zu 
verfügen, aber die Möglichkeit der Erteilung einer solchen Kon­
zession für die Dauer von maximal 15 Jahren Kapitalgesellschaf­
ten mit Sitz im Inland vorbehält, die im Ausland keine Filial­
betriebe haben 

Tenor 

1. Das Unionsrecht und insbesondere Art. 49 EG stehen einer Re­
gelung, die den Verstoß gegen ein Betriebsmonopol für Glücks­
spiele wie das in der im Ausgangsverfahren fraglichen nationalen 
Regelung vorgesehene Betriebsmonopol für Internet-Kasinospiele 
unter Strafe stellt, entgegen, wenn eine solche Regelung nicht 
mit den Bestimmungen dieses Rechts vereinbar ist. 

2. Art. 49 EG ist dahin auszulegen, dass er auf Glücksspieldienst­
leistungen anwendbar ist, die im Hoheitsgebiet eines Aufnahme­
mitgliedstaats von einem Wirtschaftsteilnehmer mit Sitz in einem 
anderen Mitgliedstaat über das Internet angeboten werden, obwohl 
dieser Wirtschaftsteilnehmer 

— sich im Aufnahmemitgliedstaat mit einer bestimmten EDV- 
Infrastruktur wie etwa einem Server ausgestattet hat und 

— EDV-Supportleistungen eines im Aufnahmemitgliedstaat an­
sässigen Dienstleisters in Anspruch nimmt, um seine Dienst­
leistungen Verbrauchern zu erbringen, die ebenfalls in diesem 
Mitgliedstaat ansässig sind.
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3. Art. 49 EG ist dahin auszulegen, 

a) dass ein Mitgliedstaat, der bestrebt ist, ein besonders hohes 
Schutzniveau für Verbraucher im Glücksspielsektor zu gewähr­
leisten, Grund zu der Annahme haben kann, dass nur die 
Errichtung eines Monopols zugunsten einer einzigen Einrich­
tung, die von den Behörden genau überwacht wird, ihm er­
laubt, die Kriminalität in diesem Sektor zu beherrschen und 
das Ziel, Anreize für übermäßige Spielausgaben zu vermeiden 
und die Spielsucht zu bekämpfen, hinreichend wirksam zu 
verfolgen; 

b) dass, um mit den Zielen der Kriminalitätsbekämpfung und der 
Verringerung der Spielgelegenheiten im Einklang zu stehen, 
eine nationale Regelung, mit der ein Glücksspielmonopol er­
richtet wird, das dem Inhaber des Monopols ermöglicht, eine 
Expansionspolitik zu verfolgen, 

— auf der Feststellung beruhen muss, dass kriminelle und 
betrügerische Aktivitäten im Zusammenhang mit den 
Spielen und die Spielsucht im Hoheitsgebiet des betreffen­
den Mitgliedstaats ein Problem darstellen, dem eine Aus­
weitung der zugelassenen und geregelten Tätigkeiten ab­
helfen könnte, und 

— nur den Einsatz maßvoller Werbung zulassen darf, die eng 
auf das begrenzt bleibt, was erforderlich ist, um die Ver­
braucher zu den kontrollierten Spielenetzwerken zu lenken; 

c) dass der Umstand, dass ein Mitgliedstaat ein anderes Schutz­
system als ein anderer Mitgliedstaat gewählt hat, keinen Ein­
fluss auf die Beurteilung der Erforderlichkeit und der Verhält­
nismäßigkeit der einschlägigen Bestimmungen haben kann, die 
allein im Hinblick auf die von den zuständigen Stellen des 
betroffenen Mitgliedstaats verfolgten Ziele und das von ihnen 
angestrebte Schutzniveau zu beurteilen sind. 

( 1 ) ABl. C 282 vom 21.11.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 13. 
September 2011 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Bundesarbeitsgerichts — Deutschland) — Reinhard Prigge, 
Michael Fromm, Volker Lambach/Deutsche Lufthansa AG 

(Rechtssache C-447/09) ( 1 ) 

(Richtlinie 2000/78/EG — Art. 2 Abs. 5, 4 Abs. 1 und 6 
Abs. 1 — Verbot der Diskriminierung wegen des Alters — 
Verkehrsflugzeugführer — Tarifvertrag — Klausel zur auto­
matischen Beendigung der Arbeitsverträge bei Vollendung des 

60. Lebensjahres) 

(2011/C 319/05) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesarbeitsgericht 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Reinhard Prigge, Michael Fromm, Volker Lambach 

Beklagte: Deutsche Lufthansa AG 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Bundesarbeitsgericht (Deutsch­
land) — Auslegung von Art. 2 Abs. 5, Art. 4 Abs. 1 und Art. 6 
Abs. 1 der Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 
2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Ver­
wirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf 
(ABl. L 303, S. 16) — Verbot der Diskriminierung wegen des 
Alters — Vereinbarkeit dieser Regelung mit einem Tarifvertrag, 
der aus Gründen der Sicherheit des Luftverkehrs vorsieht, dass 
das Arbeitsverhältnis von Piloten mit Ablauf des Monats, in 
dem der Pilot das 60. Lebensjahr vollendet, automatisch endet 

Tenor 

Art. 2 Abs. 5 der Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. No­
vember 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Ver­
wirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf ist da­
hin auszulegen, dass die Mitgliedstaaten über Ermächtigungsvorschrif­
ten den Sozialpartnern gestatten können, Maßnahmen im Sinne dieses 
Art. 2 Abs. 5 auf den in dieser Bestimmung genannten Gebieten, die 
in den Anwendungsbereich von Tarifverträgen fallen, zu treffen, vo­
rausgesetzt, diese Ermächtigungsvorschriften sind hinreichend genau, 
damit gewährleistet wird, dass die genannten Maßnahmen die in 
Art. 2 Abs. 5 der Richtlinie genannten Anforderungen beachten. 
Eine Maßnahme wie die im Ausgangsverfahren in Rede stehende, 
die die Altersgrenze, ab der Piloten ihrer beruflichen Tätigkeit nicht 
mehr nachgehen dürfen, auf 60 Jahre festlegt, während die nationale 
und die internationale Regelung dieses Alter auf 65 Jahre festlegen, ist 
keine Maßnahme, die für die öffentliche Sicherheit und den Schutz der 
Gesundheit im Sinne dieses Art. 2 Abs. 5 notwendig ist. 

Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie 2000/78 ist dahin auszulegen, dass er 
einer tarifvertraglichen Klausel entgegensteht, die wie die im Ausgangs­
verfahren in Rede stehende die Altersgrenze, ab der Piloten als kör­
perlich nicht mehr fähig zur Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit 
gelten, auf 60 Jahre festlegt, während die nationale und die interna­
tionale Regelung dieses Alter auf 65 Jahre festlegen. 

Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 der Richtlinie 2000/78 ist dahin aus­
zulegen, dass die Flugsicherheit kein legitimes Ziel im Sinne dieser 
Vorschrift ist. 

( 1 ) ABl. C 24 vom 30.1.2010.
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